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IV. Geschichtlicher Überblick über die US-amerikanische 

Rechnungslegung1 

 

1.  Entwicklung der Rechnungslegungsvorschriften bis zur Weltwirtschaftskrise 

im Jahre 1933 

Die Entwicklung der Rechnungslegungsvorschriften in den USA ist durch eine pragmatische 

Behandlung von Bilanzierungsgrundsätzen gekennzeichnet. Vor der amerikanischen Unab-

hängigkeitserklärung wurden Gesellschaftsrecht und Rechnungslegungsvorschriften in den 

USA stark vom englischen Recht beeinflußt. Seit der Unabhängigkeitserklärung lösten die 

USA sich jedoch schrittweise vom englischen Recht, das amerikanische Recht wurde ent-

scheidend geändert. Während bis zum Beginn des 20. Jahrhunderts in den USA hinsichtlich 

der Gründung von Gesellschaften ausschließlich einzelstaatliche Vorschriften existierten, 

wurden in den Jahren von 1911 bis 1931 zum Schutz der Öffentlichkeit erste gemeinsame 

Securities Acts mit dem Ziel erlassen, eine bewußt unvollständige oder falsche Information 

potentieller Anleger zu verhindern und den Aktionär vor dem Kauf von Wertpapieren über 

die finanzielle Lage des Unternehmens aufzuklären. Infolge der beschränkten Gesetzeshoheit 

der Einzelstaaten konnten diese Gesetze jedoch den zwischenstaatlichen Verkehr von Wert-

papieren nicht erfassen. 

 

 

2.   Die Entwicklung der Rechnungslegungsvorschriften in den USA ab 1933 

2.1  Die Securities and Exchanges Commission (SEC) 

2.1.1  Aufgaben der SEC 

Die SEC ist eine unabhängige Regierungsbehörde, die durch ein Gesetz des Kongresses der 

vereinigten Staaten von Amerika im Jahre 1934 gegründet wurde. Sie hat die Aufgabe, die 

Einhaltung der folgenden Gesetze über die Ausgabe von Wertpapieren und den Handel mit 

Wertpapieren zu überwachen und hat hierzu Ausführungsbestimmungen zu erlassen: 

 
 Securities Act von 1933 
 Securities Exchange Act von 1934 
 Public Securits Holding Company Act von 1935 
 Trust Indenture Act von 1939 
 Investment Company Act von 1940 
 Investment Advisors Act von 1940 
 

                                                                 
1  Entnommen und zusammengestellt aus: 
 Eisolt: US-amerikanische und deutsche Konzernrechnungslegung, 1993 
 Jung: US-amerikanische und deutsche Rechnungslegung, 1979 
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Die Aufgaben und Pflichten der SEC sind in Gesetzen geregelt, deren Anwendung sie über-

wacht. Daneben hat sie wichtige Funktionen aufgrund des Securities Investor Protection Act 

von 1970 wahrzunehmen, der den Securities Exchange Act von 1934 abänderte. Dem 

Securities Act von 1933 sowie dem Securities Exchange Act von 1934 kommen im Rahmen 

dieser Diplomarbeit besondere Bedeutung zu, so daß diese im folgenden ausführlich darge-

stellt werden sollen. 

 

2.1.1.1 Securities Act von 1933 

Dieser Act befaßt sich im wesentlichen mit den Publizitäts- und Überwachungsvorschriften 

bei der Erstausgabe von Wertpapieren. Nach seinen Bestimmungen können Wertpapiere 

von Gesellschaften i. d. R. erst dann veröffentlicht werden, wenn sie bei der SEC angemeldet 

worden sind. Dabei räumt der Act der SEC jedoch die Möglichkeit ein, bei einer Ausgabe 

von Aktien bis zu einem Betrag von 1.500.000,-- US-Dollar auf eine Anmeldung zu verzich-

ten. Für die Anmeldung der Anteile haben die betroffenen Gesellschaften der SEC ein soge-

nanntes Registration Statement, sowie den Prospect einzureichen, die beide die vorge-

schriebenen finanziellen und sonstigen Informationen enthalten müssen. Das bei der Anmel-

dung verwendete Prospect muß an jeden Ersterwerber der registrierten Anteile ausgegeben 

werden. Das Registration Statement ist ein öffentliches, von jedermann einsehbares Doku-

ment. Die SEC hat das Registration Statement zu prüfen, um sicherzustellen, daß die vorge-

schriebenen und wesentlichen Informationen z. B. über auszugebende Wertpapiere, Tätigkeit 

des Unternehmens, Vermögens- und Ertragslage etc. vollständig darin enthalten sind. 

 

Außer dem Registration Statement und dem Prospect müssen der SEC Jahresabschlüsse 

nebst der vorgeschriebenen Anlagen sowie eine Darstellung der Geschäftstätigkeit vorge-

legt werden. Die meisten dieser Daten müssen durch Wirtschaftsprüfer geprüft und bestätigt 

worden sein. 

 

Die Wertpapiere können erst dann ausgegeben werden, wenn die Anmeldung wirksam ge-

worden ist. Die SEC ist bestrebt, betrügerische Praktiken bei der Emission und dem Verkauf 

von Anteilen zu verhüten, übernimmt aber dem Anleger gegenüber keine Garantie gegen 

Verluste. Sie ist nur der Öffentlichkeit, nicht aber den Emittenten oder den Erwerbern von 

Anteilen verantwortlich. Dennoch ist vorgesehen, daß die Emittenten, die Underwriter und 

die Berater, einschließlich der Wirtschaftsprüfer, zivilrechtlich in Anspruch genommen wer-

den können, wenn wesentliche Angaben falsch oder unvollständig gemacht wurden. Das Ge-

setz bietet auch eine strafrechtliche Handhabe gegen betrügerische Manipulationen beim 

Verkauf von Wertpapieren im zwischenstaatlichen Handel, unabhängig davon, ob diese re-

gistriert sind oder nicht. 

 

 

2.1.1.2 Securities Exchange Act von 1934 

Der Handel mit Wertpapieren im zwischenstaatlichen Verkehr ist durch den Securities 

Exchange Act von 1934 geregelt. Dieser Act regelt die Anmeldung und die Meldepflicht na-

                                                                                                                                                                                      
 Gabler: Wirtschaftslexikon, 1997 
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tionaler Wertpapierbörsen, der an diesen Börsen zugelassenen Wertpapiere und den Handel 

von Wertpapieren im Freiverkehr. Wertpapiere einer Gesellschaft müssen immer dann bei 

der SEC angemeldet werden, wenn sie an einer Börse oder im Freiverkehr gehandelt werden 

oder auch schon dann, wenn die Aktiva der betreffenden Gesellschaft 1.000.000,-- US-

Dollar überschreiten und die Anteile von mehr als 500 Aktionären gehalten werden. 

 

Das Act verbietet Manipulationen des Marktes, durch die ein falsches oder irreführendes 

Bild des aktiven Wertpapierhandels entstehen könnte sowie die Anwendung von Praktiken, 

die geeignet sind, die Anleger zu täuschen oder zu betrügen. Nach dem Gesetz muß die SEC 

auch Richtlinien über die Beleihung von Wertpapieren von Kunden, die Tätigkeit von be-

sonderen Händlern etc. erlassen und die Bewerbung um die Ausübung der Stimmrechte 

der Wertpapierbesitzer von registrierten Gesellschaften regeln. Insider müssen der SEC 

Aufstellungen der von ihnen gehaltenen Anteile an ihrer Gesellschaft vorlegen und monatli-

che Berichte über die Veränderung dieser Wertpapierportefeuilles geben. Gewinne aus dem 

Verkauf dieser Anteile innerhalb von 6 Monaten nach deren Erwerb stehen der Gesellschaft 

zu oder können von ihr zurückgefordert werden. 

 

Auch aufgrund des Securities Exchange Act von 1934 müssen Registration Statements ab-

gegeben werden, die durch jährliche und vierteljährliche, der Öffentlichkeit zugängliche 

Berichte immer auf den neuesten Stand gebracht werden. Die Registrierung der Wertpapiere 

und das geforderte Berichtswesen sollen dem Anleger bei seiner Entscheidung hinsichtlich 

des Kaufs oder des Verkaufs von Wertpapieren eines Unternehmens helfen. Dieses Registra-

tion Statement muß im wesentlichen dieselben Informationen enthalten, wie das Registration 

Statement nach dem Securities Act von 1933. 

 

Das Registration Statement gemäß dem Securities Act von 1934 ist zusammen mit den Jah-

resabschlüssen und sonstigen Unterlagen, die mit dem Bestätigungsvermerk eines Wirt-

schaftsprüfers versehen sein müssen, der SEC vorzulegen. Zusätzlich werden ein Fünfjah-

resbericht über die betrieblichen Tätigkeiten sowie in einigen Fällen umfassende Erläute-

rungen der hauptsächlichen Tätigkeiten eines Unternehmens verlangt. 

 

 

2.1.2  Richtlinien und Erlasse der SEC 

2.1.2.1 Regulation S-X 

Die SEC hat sich zu Bilanzierungsfragen in der Regulation S-X, den Accouting Series Re-

leases und zu sonstigen Stellungnahmen geäußert. Im wesentlichen betreffen diese Äuße-

rungen aber nur Ausweis- und Gliederungsfragen sowie besondere Erläuterungspflichten. 

Fragen des materiellen Bilanzinhaltes, insbesondere der Bewertung, hat sie dem Berufsstand 

der Wirtschaftsprüfer überlassen. Die wichtigsten von der SEC auf dem Gebiet der Bilanzie-

rung erlassenen Richtlinien ist die aus 12 Artikeln bestehende Regulation S-X, die zusam-

men mit den sogenannten Accounting Series Releases Form und Inhalt der Jahresabschlüsse 

bestimmt, welche gemäß dem Securities Act von 1933 und dem Securities Exchange Act von 

1934 der SEC vorgelegt werden müssen. 
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Artikel 1 der Regulation S-X behandelt den Anwendungsbereich. Artikel 2 bestimmt die 

notwendige Qualifikation der Wirtschaftsprüfer und legt Regeln über deren Bericht fest. Ar-

tikel 3 befaßt sich mit allgemeinen Regeln, wie z. B. dem Grundsatz der Materiality, den Er-

läuterungen zu den Jahresabschlüssen etc. Der Artikel 4 enthält Regelungen für konsolidierte 

Jahresabschlüsse. Die Artikel 5 bis 10 bestimmen Form und Inhalt der Jahresabschlüsse für 

bestimmte Wirtschaftszweige. Der Artikel 11 schreibt das Schema für die Darstellung des 

übrigen Reinvermögens vor. Schließlich werden in Artikel 12 die Art und der Inhalt der vor-

geschriebenen Formblätter (z. B. Übersicht über börsengängige Wertpapiere, über das Anla-

gevermögen sowie Angaben über sonstige wichtige Posten des Jahresabschlusses) behandelt. 

Anzumerken ist, daß die Regulations S-X keine abschließende Darstellung der Ansichten der 

SEC zu Bilanzierungsgrundsätzen ist. 

 

 

2.1.2.2 Accounting Series Releases 

Weiterhin werden wesentliche Bilanzierungs- und Prüfungsprobleme mittels sogenannter 

Accounting Series Releases (Erlasse) geregelt. Diese, die Regulation S-X ergänzenden Er-

lasse sind auf die bei der SEC einzureichenden Jahresabschlüsse und sonstigen Unterlagen 

anzuwenden. 

 

 

2.1.3  Sonstige Stellungnahmen der SEC 

Viele Stellungnahmen der SEC zu Bilanzierungs- und Prüfungsangelegenheiten wurden ver-

öffentlicht, bevor die Accounting Series Releases entstanden. Deshalb müssen die betroffe-

nen Unternehmen eine große Anzahl von fallweisen Entscheidungen studieren, um die An-

sichten der SEC kennenzulernen. Darüber hinaus gibt es eine große Anzahl von nicht publi-

zierten informellen SEC-Regeln über Bilanzierungs- und Prüfungsfragen, die von allgemei-

ner Bedeutung sind. Dies sind insbesondere von der SEC getroffene Entscheidungen für be-

stimmte Unternehmen, die zum Präzedenzfall wurden. Weitere betroffene Unternehmen er-

fahren von der Stellungnahme der SEC meist nur durch den sogenannten Deficiency Letter, 

den die SEC den Unternehmen als ihre Stellungnahme zum Registration Statement oder dem 

Jahresabschluß übersendet. Manchmal werden informelle Regelungen der SEC auch publik, 

da sie entweder in Vorträgen enthalten sind, die SEC-Mitglieder halten, oder in Fachzeit-

schriften erwähnt werden. Manchmal werden von der SEC wiederum Vorgänge, die schon 

einmal in einem Prospect gelöst worden sind, nicht als Präzedenzfälle angesehen. Dies gilt 

insbesondere dann, wenn eine sorgfältige Prüfung an den dort gefundenen Lösungen Zweifel 

aufkommen läßt. In diesen Fällen empfiehlt es sich, eine erneute Klärung mit der SEC her-

beizuführen. 

 

Zudem werden sogenannte Staff Bulletins von der SEC herausgegeben. Diese enthalten 

Richtlinien und Interpretationen, die jedoch mangels offizieller Genehmigung nicht als In-

terpretationen der Regelungen der SEC anzusehen sind. 

 

 

2.1.4  Authoritative Support 
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Die SEC hat Regelungen zu Fragen des Bilanzansatzes und der Bewertung dem Berufsstand 

der Wirtschaftsprüfer bzw. der privatrechtlichen Organisation dieses Berufsstandes, dem Fi-

nancial Accouting Standards Board (FASB), das vom Council of the American Institute of 

Certified Public Accountants (AICPA) dazu eingesetzt ist, überlassen. Danach haben Bilan-

zierungsgrundsätze authoritative Support, die: 

  
 in Statements oder Interpretions des FASB anerkannt werden, oder 
 in Accounting Research Bulletins (ARB) des Committee of Accounting Procedures of the 

AICPA , und 
 in Opinions des Accounting Principles Board (APB) of the AICPA, soweit die APBs oder 

ARBs noch in Kraft sind, anerkannt werden. 

 

Bilanzierungsmethoden, die im Gegensatz zu diesen anerkannten Bilanzierungsgrundsätzen 

stehen, werden von der SEC nur in bestimmten Ausnahmefällen anerkannt. Dies ist z. B. der 

Fall, wenn bei Anwendung eines anerkannten Bilanzierungsgrundsatzes eine verfälschende 

Darstellung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Unternehmens eintreten würde. 

Die SEC behält sich allerdings abweichende oder zusätzliche Regelungen, insbesondere hin-

sichtlich der Erläuterungspflichten, ausdrücklich vor. 

 

Wenn der Jahresabschluß eines SEC-berichtspflichtigen Unternehmens nach Bilanzierungs-

grundsätzen ohne substantial authoritative Support oder nach Bilanzierungsgrundsätzen er-

stellt wird, die durch die SEC nicht anerkannt werden, so kann die SEC eine Änderung des 

vorgelegten Jahresabschlusses durchsetzen. Der Wirtschaftsprüfer kann in einem solchen 

Fall nur seinen Bestätigungsvermerk einschränken oder versagen. Weiter verpflichtet die 

SEC die Wirtschaftsprüfer von SEC-pflichtigen Unternehmen, bei einer Änderung der Bi-

lanzierungsregeln durch einen Mandanten in einem an sie gerichteten Schreiben darzulegen, 

ob die neu angewandte Bilanzierungsmethode den vorher angewendeten Bilanzierungsme-

thoden nach Meinung des Wirtschaftsprüfers vorzuziehen ist. Abweichungen von den O-

pinions des APB bzw. den seit 1973 von den Statements des FASB müssen in den Erläute-

rungen zum Jahresabschluß oder im Prüfungsbericht des Wirtschaftsprüfers erwähnt werden. 

 

Daneben veröffentlicht das Accounting Standards Executive Committee (ACSEC) des 

AICPA die sogenannten Statements of Positions. Diese Statements stellen keine durchsetz-

baren Bilanzierungsregeln dar und haben nicht denselbsen authoritative Support wie die 

Statements des FASB oder die Opinions des APB, jedoch befassen sie sich oft mit Gebieten, 

über die sonst keine authoritative Literature besteht, oder wo verschiedene Methoden in der 

Vergangenheit angewendet wurden. In solchen Fällen sind die Schlußfolgerungen, welche 

diese Statements enthalten, der beste verfügbare authoritative Support und können in Zu-

kunft möglicherweise zu Grundsätzen ordnungsmäßiger Bilanzierung werden. Die Entwürfe 

dieser Statements werden dem FASB übergeben. Auch wenn der FASB diese Statements 

nicht formell unterstützt, kann seine Billigung unterstellt werden. 

 

 

2.2  Das American Institute of Certified Public Accountants (AICPA) 
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Die Entwicklung der Bilanzierungsgrundsätze, d. h. der Generally Accepted Accounting 

Principles (GAAP) wurde weitgehend den Gremien des AICPA überlassen. Nach seiner 

Gründung untersuchte das AICPA die wichtigsten angewandten Bilanzierungsverfahren und 

die damit zusammenhängenden Bilanzierungsprobleme. Die Ergebnisse der Untersuchung 

wurden im Jahre 1932 als Empfehlung an die New Yorker Börse, der New York Stock 

Exchange (N.Y.S.E) weitergegeben und von dieser im Jahre 1934 angenommen. 

Nach eingehenden weiteren Untersuchungen und der Bearbeitung der anstehenden Probleme 

wurden vom AICPA eine Reihe von Accounting Research Bulletins veröffentlicht. Von 

1939 bis 1943 wurden 42 Bulletins herausgegeben, und zwar 8 durch das Committee on 

Terminology und die anderen 34 durch das Committee on Accounting Procedures. Letztere 

beschränkten sich in den von ihnen veröffentlichten Bulletins im wesentlichen auf die wich-

tigsten Probleme, von denen sowohl die bilanzierenden amerikanischen Unternehmen als 

auch der Berufsstand der Wirtschaftsprüfer betroffen waren. Diese Bulletins wurden ständig 

der neuesten Entwicklung in Lehre und Praxis angepaßt oder, falls ihr Inhalt nicht länger zu-

treffend war, zurückgezogen. 

 

Im Jahre 1953 wurden die bis dahin veröffentlichten 42 Accounting Research Bulletins 

überarbeitet und im Accounting Research Bulletin No. 43 und Terminology Bulletin No. 1 

zusammengefaßt. Bis 1955 wurden weitere 8 Accounting Research Bulletins und 3 Account-

ing Terminology Bulletins veröffentlicht. Das Committee on Accounting Procedures und das 

Committee on Terminology wurden im Jahre 1955 durch den Accounting Principles Board 

(APB) abgelöst. Dieser übernahm die Aufgaben der Vorgängerorganisation und überarbeite-

te deren Bulletins, um sie den wirtschaftlichen Verhältnissen und neueren Erkenntnissen an-

zupassen. Grundsätzlich blieben aber die früheren Bulletins in Kraft, solange sie nicht aus-

drücklich durch nachfolgende Opinions aufgehoben wurden. 

 

Der APB, der sich nur aus Angehörigen des Berufsstandes der Wirtschaftsprüfer zusammen-

setzte, erließ während seines Wirkens zu Einzelfragen der Bilanzierung eine Reihe von ver-

bindlichen Bilanzierungsgrundsätzen (Opinions), wovon einige die Accounting Research 

Bulletins oder andere Opinions einschränkten. 

 

In seiner Tätigkeit wurde der APB durch die Accounting Research Division des AICPA un-

terstützt, die die wesentlichen Probleme der Rechnungslegung untersuchte. Diese Unterstüt-

zung konnte jedoch nur in den ersten Jahren nach der Gründung des APB gewährt werden, 

da sich der APB in zunehmendem Maße mit einer Vielzahl von aktuellen Problemen befas-

sen mußte, so daß wissenschaftlich abgesicherte Forschungsergebnisse nicht mehr zeitge-

recht zur Verfügung standen. 

 

Der Stab des AICPA wurde mit der Aufgabe betraut, sogenannte Accounting Interpretations 

zu veröffentlichen, die zeitnahe Richtlinien zur Behandlung eiliger Bilanzierungsprobleme 

geben sollten, ohne daß die formalen Verfahren, die für die Veröffentlichung der Opinions 

des APB galten, durchlaufen werden mußten. Die Interpretations, die von sachverständigen 

Wirtschaftsprüfern überprüft wurden, sind jedoch keine sogenannten Verlautbarungen des 

APB. 
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Der APB wurde seit seinem Bestehen angegriffen, u. a. wegen angeblich mangelnder Ab-

hängigkeit, weil der aus 18 Mitgliedern (14 freiberuflich tätige Wirtschaftsprüfer, 2 Hoch-

schullehrer, 1 in der Industrie tätiger Wirtschaftsprüfer und 1 als Wertpapieranalytiker tätiger 

Wirtschaftsprüfer) bestehende Board durch Vertreter der 8 großen Wirtschaftsprüfungsge-

sellschaften beherrscht wurde, deren Mandanten ungefähr 90% aller an der N.Y.S.E. notier-

ten Unternehmen repräsentierten. Die Kritiker des APB bemängelten außerdem, daß die 

Mitglieder des APB nur zeitwilig und ohne Entlohnung dem Board dienten. Reisespesen und 

andere Gebühren wurden von ihren Firmen getragen und die für die Opinions erforderliche 

Forschungsarbeit wurde mehr und mehr von den großen Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

durchgeführt. 

 

Hinzu kam, daß sowohl der APB als auch die amerikanischen Wirtschaftsprüfer insgesamt 

erheblichen Problemen gegenüberstanden, da eine Welle von Fusionen stattfand, aus denen 

sogenannte Conglomerates hervorgingen und dadurch der Umfang der Wertemissionen er-

heblich anstieg. Diese Probleme wurden durch die Entwicklung ständig neuer Bilanzie-

rungspraktiken noch verschärft. Auf diese neuen Finanzierungs- und Verschmelzungsprakti-

ken waren einige Regelungen des APB nicht anwendbar. Da die Conglomerates, deren Ak-

tien in der Zeit des Fusionsfiebers zu überhöhten Kursen gehandelt wurden, oft nicht gut or-

ganisiert waren und sich auch Unternehmen angegliedert hatten, deren Probleme sie nicht 

kannten oder erkannten, kam es zu Unternehmenszusammenbrüchen, die wiederum zu zahl-

reichen Angriffen gegen die Wirtschaftsprüfer, zu Schadenersatzklagen und zu strafrechtli-

chen Verfahren gegen Emittenten und Wirtschaftsprüfern führten. In Anbetracht der zuneh-

menden Kritik an Arbeitsweise und Ergebnissen des APB beschloß der Board of Derectors 

des AICPA, eine Studienkommission untersuchen zu lassen, wie die Rechnungslegung in 

den USA verbessert werden könnte. Gleichzeitig untersuchte eine zweite Studienkommission 

die Accounting Objectives (Ziele der Rechnungslegung). Nach eingehender Analyse der 

vom APB geleisteten Arbeit veröffentlichte die Studienkommission 1972 ihren Bericht. Sie 

kam darin zu dem Ergebnis, daß die Kritik an der Unabhängigkeit des APB berechtigt und 

ein nebenberuflich tätiger Ausschuß nicht in der Lage sei, die ständig neu auftretenden Prob-

leme zu lösen. Die Kommission schloß sich der Meinung an, daß Bilanzierungsgrundsätze 

nicht nur von freiberulichen Wirtschaftsprüfern erarbeitet werden können, sondern daß ein 

größerer Kreis von interessierten Gruppen am Prozeß der Formulierung von Grundsätzen für 

die Rechnungslegung zu beteiligen sei, um diesen Grundsätzen größeren, sogenannten au-

thoritative Support zu verleihen. Nach Ansicht der Kommission konnten die Forschungstä-

tigkeiten des APB, die meist von einzelnen großen Wirtschaftsprüfungsgesellschaften vor-

genommen wurden, eine fundierte und kontinuierliche Arbeitsweise nicht in dem für die 

Aufstellung von Grundsätzen für die Rechnungslegung erforderlichen Ausmaß garantieren. 

 

 

2.3  Der Financial Accounting Standards Board (FASB) 

Die eingesetzte Studienkommision schlug u. a. die Gründung der Financial Accounting  

Foundation (FAB) vor, einer von allen Berufsorganisationen unabhängigen Stiftung, die 

von 9 Trustees geleitet wird, zu denen der Präsident des AICPA gehört, während die übrigen 


